
Ausfüllhilfe 

zum Antrag auf Billigkeitsleistungen zum Ausgleich von Schäden im ÖPNV durch Ausbruch von CO-

VID-19 in Baden-Württemberg  2021 (Richtlinie Corona-Beihilfen ÖPNV 2021) – Anlage 1 zur Richt-

linie (Stand: 19.03.2021) 

Die Ausfüllhilfe gibt grundsätzliche Hinweise darauf, wie der Antrag auszufüllen ist / ausgefüllt wer-

den kann. Sie gilt für erlösverantwortliche Verkehrsunternehmen mit Genehmigungen nach § 42 

PBefG. Es kann verbündespezifische Regelungen geben, die von diesen Hinweisen abweichen.  

Grundsätzlich kann sich das antragstellende Verkehrsunternehmen neu entscheiden, ob es von der 

Kleinbeihilfenregelung Gebrauch machen will oder nicht.  

Hat das antragstellende Verkehrsunternehmen im Antrag für den Rettungsschirm 2020 die Kleinbei-

hilfenregelung in Anspruch genommen, so kann dies fortgeführt werden, sofern die Schadensaus-

gleichsumme bis zum Jahresende die Grenze von 1,8 Mio. Euro nicht überschreitet. Dieser maximal 

zulässige Höchstbetrag gilt für gewährte Billigkeitsleistungen im Zeitraum 19.03.2020 bis 31.12.2021. 

Achtung: Von den Verbünden wird vorerst nur der Schaden bis Ende Juni ermittelt und den Ver-

kehrsunternehmen für die Antragstellung mitgeteilt. Diese prognostizierten Einnahmeausfälle be-

kommen die antragstellenden Unternehmen dann lediglich zu 50 % ausgeglichen. Um zu ermitteln, 

ob die Gefahr besteht, dass die 1,8 Mio. Euro – Grenze überschritten wird, empfehlen wir dringend – 

nach Rücksprache mit der zuständigen Verbundgesellschaft – eine Prognose des Defizits bis zum Jah-

resende anzustellen und von einer 100 %igen Erstattung auszugehen.  

Zu beachten ist bei den Berechnungen, dass folgende touristischen Hilfen unter die Kleinbeihilfenre-

gelung fallen und ebenfalls dazugerechnet werden müssen: 

- Landes- und Bundes-Soforthilfe Corona 

- Bundesprogramm I Bustouristik 

- Bundesprogramm II Bustouristik (konnte ggf. auch auf Basis Fixkostenhilfe beantragt werden) 

- Stabilisierungshilfe I Land BW 

- Stabilisierungshilfe II Land BW 

- Überbrückungshilfe I 

- Novemberhilfe 

- Dezemberhilfe 

- Überbrückungshilfe III (hier besteht ein Wahlrecht) 

Hat das antragstellende Verkehrsunternehmen stattdessen mit seinem/n Aufgabenträger/n öffentli-

che Dienstleistungsaufträge abgeschlossen in Erwartung, dass bis zum 31.12.2020 die damalige 

Höchstgrenze der Kleinbeihilfenregelung von 800.000 Euro überschritten wird, so kann dieses Unter-

nehmen die Verträge – in Absprache mit dem Vertragspartner - fortführen oder auf die Kleinbeihil-

fenregelung wechseln. Das Verkehrsunternehmen wird dann wieder selbst zum Antragsteller und 

muss seinen Antrag bei der Verbundgesellschaft direkt einreichen. 

Hat das Verkehrsunternehmen eine vertragliche Lösung (statt der Kleinbeihilfenregelung) mit seinem 

Aufgabenträger im letzten Jahr gefunden und wird dabei bleiben, müssen beide Vertragspartner 

prüfen, ob eine Vertragsanpassung erforderlich ist, damit sich dieser Vertrag verlängert. 

Praxisempfehlung: In diesem Fall ist der Aufgabenträger der Antragsteller. Es empfiehlt sich für das 

Verkehrsunternehmen trotzdem die Anlage 1 (insb. Nr. 4) auszufüllen und diese an den zuständigen 



Aufgabenträger zu senden. Die Eintragung für Nr. 3.1 (Mindereinnahmen durch fehlende Fahrgeld-

einnahmen) teilt der Verbund dem Aufgabenträger zum Zwecke der Antragstellung direkt mit, soll 

dies nachrichtlich auch dem Verkehrsunternehmen mitteilen. 

Weicht das antragstellende Verkehrsunternehmen von dem Prozedere im vergangenen Jahr durch 

den Wechsel von Kleinbeihilferegelung zum Abschluss eines Dienstleistungsauftrages (oder umge-

kehrt) ab, so empfehlen wir die Verbundgesellschaft sowie ggf. den Vertragspartner im Vorfeld zu 

informieren. 

Der Antrag muss bis spätestens 30. April 2021 beim Verkehrsministerium vorliegen. Wann dieser 

spätestens bei der Verbundorganisation ausgefüllt zur Verfügung gestellt werden muss, legt jeder 

Verbund separat fest und teilt diese Frist mit Versand der Antragsunterlagen mit. 

 

1. Antragsteller 

 

Unter „Verbundorganisation“ ist der Name des Verbundes einzutragen, der den Antrag 

sammelt und an das Verkehrsministerium einreicht. Betreibt das Verkehrsunternehmen in 

mehreren Verbünden Verkehre nach § 42 PBefG und erhält dort auch Fahrgelder zugeschie-

den, so sind mehrere Anträge zu stellen und an die zuständigen Verbünde weiterzuleiten. 

 

2. Liniengenehmigung und Verkehrsverträge innerhalb des unter 1) aufgeführten Verbundge-

biets 

 

Nimmt das antragstellende Verkehrsunternehmen die Kleinbeihilfenregelung in Anspruch, 

dann ist der Schadenszeitraum Januar bis Juni 2021, sofern die Genehmigungsdauer diesen 

Zeitraum beinhaltet. 

Nimmt das Verkehrsunternehmen die Kleinbeihilfenregelung nicht in Anspruch, so stellt der 

Aufgabenträger für den Schadenszeitraum Januar bis Juni 2021 den Antrag, sofern die Ge-

nehmigungsdauer diesen Zeitraum beinhaltet. 

 

3. Schäden 

 

Zu: 3.1 Schäden aus Mindereinnahmen innerhalb des unter 1) benannten Verkehrsverbundes 

 

Die Angabe über Mindereinnahmen, die in die Tabelle einzutragen ist, erhält das Verkehrsun-

ternehmen vom Verbund mitgeteilt. Die Antragsteller, die die Kleinbeihilfenregelung in An-

spruch nehmen, müssen vom Verbund die Informationen zu den Fahrgeldeinnahmen für Ja-

nuar bis Juni erhalten und eintragen. Im Falle abgeschlossener Dienstleistungsaufträge erhält 

der Aufgabenträger diese Information und trägt die Angabe in sein entsprechendes Antrags-

formular ein.  

Zu (A1): Der Verbund ermittelt die Mindereinnahme von Januar bis Juni 2021 (wobei diese 

Berechnung zumindest für die Monate (Februar), März, April, Mai und Juni auf Prognosen 

basiert) für den gesamten Verbund und weist den „Schaden“ jedem einzelnen Verkehrsun-

ternehmen entsprechend der Einnahmeaufteilung zu.  

 



Zu: 3.2 Schäden aus Mindereinnahmen im Haustarif des Antragstellers 

 

Beschränkt sich der Haustarif des Antragstellers ausschließlich auf das Verbundgebiet A der 

Verbundorganisation, die den Antrag sammelt, so ist das Feld „Ja“ anzukreuzen. Liegt der 

Haustarif ganz oder teilweise in einem anderen Verbundgebiet B, so hat der Antragsteller die 

Wahl: Er kreuzt das Feld „Ja“ an, muss dann aber das gesamte Volumen im Antrag an Ver-

bund A melden oder er kreuzt das Feld „nein“ an und benennt den anderen Verbund B. Für 

die Mindereinnahmen im Haustarif muss das Verkehrsunternehmen dann einen Antrag an 

den Verbund B stellen, in diesem Antrag „Ja“ ankreuzen und die Mindereinnahmen im ge-

samten Volumen benennen (und ggf. auch weitere Schäden aus 3.4 und 3.5 bzw. Einsparun-

gen aus 4., die im Verbund B zum Tragen kommen, dort eintragen ).  

Praxisempfehlung: Bei gleicher verkehrlicher Konstellation meldet das antragstellende Ver-

kehrsunternehmen seinen Schaden aus Haustarifen bei dem Verbund / den Verbünden, den 

er auch im letztjährigen Langantrag angegeben hat.  

 

Sämtliche Angaben über Mindereinnahmen, die in die Tabelle einzutragen sind, muss das an-

tragstellende Unternehmen selbst ermitteln. Grundlage hierfür ist der Anhang 1 zu Anlage 3. 

Achtung: Es ist zu beachten, dass für die Schlussabrechnung im September 2022 entspre-

chende Testate zu erbringen sind. 

Verkehrsunternehmen, die die Kleinbeihilfenregelung in Anspruch nehmen, ermitteln das 

Defizit aus den Fahrgeldeinnahmen von Januar bis Juni 2021. Die, die diese Regelung nicht in 

Anspruch nehmen, ermitteln das Defizit und teilen dies dem Aufgabenträger mit, der in die-

sem Fall der Antragsteller sein wird. 

Zu (B1): Die Mindereinnahme Januar bis Juni 2021 ermittelt sich wie folgt: Der in 2021 gültige 

Fahrpreis jeder Kartenart und Preisstufenkombination wird mit den Stückzahlen aus dem 

Jahr 2019 multipliziert.  

Alternativ hierzu gilt folgende Regelung: Liegt die tatsächliche durchschnittliche prozentuale 

Tarifanpassung des Haustarifes und Preisstufe im Verhältnis des Referenzzeitraumes des Jah-

res 2021 zum Referenzzeitraum des Jahres 2020 unter 1%, darf zur Berechnung des Preises 

des Referenzzeitraums im Jahr 2021 der Preis von Fahrausweisen der jeweiligen Kartenart 

und Preisstufe des Referenzzeitraumes des Jahres 2020 um 1% erhöht werden; dies gilt nicht 

für Kartenarten, deren Preis im Referenzzeitraum des Jahres 2021 gegenüber dem jeweiligen 

Referenzzeitraum des Jahres 2020 abgesenkt wurde. Entsprechend darf in den Fällen verfah-

ren werden, in denen sich keine entsprechenden Referenzpreise zuordnen lassen oder es 

sich um stückzahlunabhängige Pauschalangebote handelt.   

 

 

Zu: 3.3 Schäden aus Minderungen der Erstattungsleistung nach SGB IX 

 

Auch hier gilt: 

Der Antragsteller, der von der Kleinbeihilferegelung Gebrauch macht, muss den Schadens-

zeitraum Januar bis Juni 2021 abdecken. Der Antragsteller, der von der Kleinbeihilfenrege-

lung keinen Gebrauch macht, muss den Schaden seinem Aufgabenträger mitteilen, der in 

diesem Fall der Antragsteller sein wird. 

 



Anmerkungen zur Tabelle: 

Position Anmerkung 

Mindereinnahme Verbund (A1) Die Angabe meldet der Verbund ggf. dem An-
tragsteller. Ansonsten kann sie der Tabelle  
unter 3.1 entnommen werden. 

Mindereinnahme Haustarif (B1) Grundsätzlich Übernahme der Angabe aus der 
Tabelle unter 3.2 (falls es einen Haustarif gibt!). 
Ansonsten „0“ eintragen. 

Vomhundertsatz SGB IX 2019 (C2) in % Der Vomhundertsatz betrug in 2019 2,73 %. 
Gibt es einen betriebsindividuellen Satz in 2019, 
kommt dieser zur Anwendung und ist dem Be-
scheid zu entnehmen. 
Mangels vorliegender Angaben für 2020, wird 
erneut der Vomhundertsatz aus 2019 verwen-
det, genauso wie der betriebsindividuelle Satz 
aus 2019. Die eigentlich für 2021 gültigen Sätze 
werden erst zur Spitzabrechnung im September 
2022 herangezogen. 

 

Zu: 3.4 Schäden aus Minderung der Ausgleichsleistungen aus allgemeinen Vorschriften 

 

Auch hier gilt: 

Der Antragsteller, der von der Kleinbeihilferegelung Gebrauch macht, muss den Schadens-

zeitraum Januar bis Juni 2021 abdecken. Der Antragsteller, der von der Kleinbeihilfenrege-

lung keinen Gebrauch macht, muss den Schaden seinem Aufgabenträger mitteilen, der in 

diesem Fall der Antragsteller sein wird. 

Beschränken sich die Schäden aus Minderung der Ausgleichsleistungen aus allgemeinen Vor-

schriften ausschließlich auf das Verbundgebiet A der Verbundorganisation, die den Antrag 

sammelt, so ist das Feld „Ja“ anzukreuzen. Gibt es Schäden aus Minderung ganz oder teilwei-

se in einem anderen Verbundgebiet B, so hat der Antragsteller die Wahl: Er kreuzt das Feld 

„Ja“ an, muss dann aber das gesamte Volumen im Antrag an Verbund A melden oder er 

kreuzt das Feld „nein“ an und benennt den anderen Verbund B. Für die Schäden aus Minde-

rung der Ausgleichsleistungen aus AV  muss das Verkehrsunternehmen dann einen Antrag an 

den Verbund B stellen, in diesem Antrag „Ja“ ankreuzen und die Schäden aus Minderung im 

gesamten Volumen benennen (und ggf. auch weitere Schäden aus 3.2 und 3.5 bzw. Einspa-

rungen aus 4., die im Verbund B zum Tragen kommen, dort eintragen ).  

Praxisempfehlung: Bei gleicher verkehrlicher Konstellation meldet das antragstellende Ver-

kehrsunternehmen seinen Schaden aus Haustarifen bei dem Verbund / den Verbünden, den 

er auch im letztjährigen Langantrag angegeben hat.  

 

Weiß das antragstellende Unternehmen nicht, welche allgemeinen Vorschriften durchbezahlt 

wurden, d.h. keine Schäden entstanden sind, kann der Verbund – für die in seinem Kernge-

biet vorkommenden Allgemeinen Vorschriften – ggf. Auskunft geben. 

 

Zu: 3.5 Schäden aus Minderung der Ausgleichsleistungen aus öffentlichen Dienstleistungsauf-

trägen 

 



Auch hier gilt: 

Der Antragsteller, der von der Kleinbeihilferegelung Gebrauch macht, muss den Schadens-

zeitraum Januar bis Juni 2021 abdecken. Der Antragsteller, der von der Kleinbeihilfenrege-

lung keinen Gebrauch macht, muss den Schaden seinem Aufgabenträger mitteilen, der die-

sem Fall der Antragsteller sein wird. 

Beschränken sich die Schäden aus Minderung der Ausgleichsleistungen aus öffentlichen 

Dienstleistungsaufträgen ausschließlich auf das Verbundgebiet A der Verbundorganisation, 

die den Antrag sammelt, so ist das Feld „Ja“ anzukreuzen. Gibt es Schäden aus Minderung 

ganz oder teilweise in einem anderen Verbundgebiet B, so hat der Antragsteller die Wahl: Er 

kreuzt das Feld „Ja“ an, muss dann aber das gesamte Volumen im Antrag an Verbund A mel-

den oder er kreuzt das Feld „nein“ an und benennt den anderen Verbund B. Für die Schäden 

aus Minderungen der Ausgleichsleistungen aus öffentlichen Dienstleistungsanträgen muss 

das Verkehrsunternehmen dann einen Antrag an den Verbund B stellen, in diesem Antrag 

„Ja“ ankreuzen und die Schäden aus Minderung im gesamten Volumen benennen (und ggf. 

auch weitere Schäden aus 3.2 und 3.4 bzw. Einsparungen aus 4., die im Verbund B zum Tra-

gen kommen, dort eintragen ).  

 

4. Ersparte Aufwendungen 

 

Es wird empfohlen, die Einsparungen zumindest grob abzuschätzen und einzutragen. Anträ-

ge, in denen keine Einsparungen eingetragen sind, werden trotzdem bearbeitet. Werden kei-

ne Einsparungen eingetragen, begibt sich das antragstellende Verkehrsunternehmen in das 

Risiko, dass im Rahmen der Schlussabrechnung eine Rückzahlung geleistet werden muss, die 

verzinst wird. Davon ausgehend, dass zumindest die Richtlinie eine mögliche Auszahlung von 

bis zu 100 % (100 % von 50 % Schadensausgleich) vorsieht, gibt es keinen Puffer, wie dies im 

vergangenen Jahr der Fall war, als die Auszahlung nur 90 % des 95%igen Schadensausgleichs 

betrug.  

Praxisempfehlung: Bei noch nicht bekannten Einsparungen trägt das antragstellende Ver-

kehrsunternehmen ein Kreuz „X“ ein, wenn tatsächlich keine Einsparungen da waren, wird 

eine Null „0“ eingetragen. 

Achtung: Es wird einen Leitfaden zur Ermittlung der Kostenersparnisse geben, der bislang nur 

im Entwurf vorliegt. Auf dessen Basis werden die Kosteneinsparungen im Jahr 2020 genauso 

wie im Jahr 2021 nachträglich ermittelt werden müssen. Bis dahin empfehlen wir die Berech-

nung der Kosteneinsparungen so durchzuführen, wie es für den Antrag Rettungsschirm 2020 

praktiziert wurde.  

 

Auch hier gilt: 

Der Antragsteller, der von der Kleinbeihilferegelung Gebrauch macht, muss den Schadens-

zeitraum Januar bis Juni 2021 abdecken. Der Antragsteller, der von der Kleinbeihilfenrege-

lung keinen Gebrauch macht, muss den Schaden seinem Aufgabenträger mitteilen, der in 

diesem Fall der Antragsteller sein wird. 

 

Beschränken sich die ersparten Aufwendungen ausschließlich auf das Verbundgebiet A der 

Verbundorganisation, die den Antrag sammelt, so ist das Feld „Ja“ anzukreuzen. Sind die Ein-

sparungen ganz oder teilweise in einem anderen Verbundgebiet B entstanden, so hat der An-



tragsteller die Wahl: Er kreuzt das Feld „Ja“ an, muss dann aber das gesamte Volumen im An-

trag an Verbund A melden oder er kreuzt das Feld „nein“ an und benennt den anderen Ver-

bund B. Für ersparte Aufwendungen muss das Verkehrsunternehmen dann einen Antrag an 

den Verbund B stellen, in diesem Antrag „Ja“ ankreuzen und die ersparten Aufwendungen im 

gesamten Volumen benennen (und ggf. weitere Schäden aus 3.2, 3.4 und 3.5, die im Verbund 

B zum Tragen kommen, dort eintragen). 

Praxisempfehlung: Bei gleicher verkehrlicher Konstellation meldet das antragstellende Ver-

kehrsunternehmen seinen Schaden aus Haustarifen bei dem Verbund / den Verbünden, den 

er auch im letztjährigen Langantrag angegeben hat.  

 

Anmerkungen zur Tabelle: 

Position Anmerkung 

Verringerte Verkaufsprovision aufgrund gerin-
gerer Fahrausweisverkäufe (F1) 

Für die Monate Januar bis Juni 2021 ist eine 
Prognose anzustellen. 

Im direkten Zusammenhang mit der Covid-19-
Pandemie stehende geringere Vergütungsleis-
tungen an Subunternehmen aufgrund geringe-
rer Verkehrsleistungen (F2) 

Die Subunternehmen können selbst keinen 
Antrag auf Schadensausgleich stellen. Die Ab-
rechnung muss auf Basis der bestehenden ver-
traglichen Regelungen zwischen Genehmi-
gungsinhaber (Auftraggeber) und Subunter-
nehmer erfolgen, ggf. nach einer Vertragsan-
passung (§ 313 BGB). Sich daraus ergebende 
Einsparungen zum eigentlich beabsichtigten 
Auftragsvolumen für den Subunternehmer sind 
als Einsparungen durch den Antragsteller anzu-
setzen.   

Eingesparte Personalkosten (z.B. durch Kurzar-
beitergeld und Abbau von Überstunden) (F3) 

Mögliche Variante: Ansatz eines festen Kosten-
satzes pro Fahrer.  

Energie und Kraftstoffeinsparungen (F4) Mögliche Variante: Wie viele km wurden weni-
ger gefahren und hierfür werden x Liter / 100 
km angesetzt. 

Nicht entstandene Kosten für Wartungsarbeiten 
und Reparaturen (F5) 

Mögliche Variante: Ermittlung / Nachweis der 
Kosten pro Fahrzeug durch eingesetzte betrieb-
liche Software (z.B. Turista). 
Achtung: Bereinigung des Vergleichszeitraums 
2019 um außergewöhnliche Vorkommnisse. 

Nicht angefallene Infrastrukturnutzungsentgelte 
(F6) 

z.B. Kosten für Nutzung Busbahnhof 

Von anderen Stellen erhaltene anderweitige 
Ausgleichsleistungen für die berechneten Schä-
den (F7) 

z.B. Soforthilfe, Überbrückungshilfe Bund  

 

5. Saldo Schaden und Minderaufwendungen  

 

Keine ergänzenden Anmerkungen.  

 

6. Erklärungen des Antragstellers 

 



Verzichtet der Antragsteller nicht auf Rechtsmittel, so hält der Verbund  – nach Erhalt des 

Sammelbescheides – oder schon das Verkehrsministerium die Auszahlung der Billigkeitsleis-

tung zurück. Die Auszahlung durch den Verbund an das Verkehrsunternehmen bzw. vom 

Verkehrsministerium an den Verbund wird solange nicht ausgeführt, bis der Antragsteller 

nachträglich schriftlich auf die Einlegung  von Rechtsmitteln verzichtet oder bis die Rechts-

kraft – auch ohne Verzicht – nach einem Monat eintritt. 

 

Kleinbeihilferegelung 2020 

 

Macht ein Verkehrsunternehmen von der Kleinbeihilfenregelung für den ÖPNV-

Rettungsschirm keinen Gebrauch, so müsste er die Anlage 1 nicht ausfüllen, da der Antrag-

steller in diesem Fall der zuständige Aufgabenträger ist. Trotzdem empfiehlt es sich sämtliche 

Positionen, die nur das Verkehrsunternehmen wissen kann, in der Anlage auszufüllen und 

dem Aufgabenträger zum Zwecke der Antragstellung mitzuteilen.  

Macht der Antragsteller von der Kleinbeihilfenregelung Gebrauch sind alle schon empfange-

nen Hilfen, die dieser Regelung unterstellt sind, einzutragen sowie zuvor das Kästchen anzu-

kreuzen.  

 

 

WBO e.V. / Sa / 01.04.2021 

 

 

 

 

 


